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Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 
,,Mafia-Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zu dem Tagesordnungspunkt „Mafia­

Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen". 
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Telefon 0211 871-1918 

Telefax 0211 871-3355 

Dienstgebäude: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 Düsseldorf 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836,U71,U72,U73,U83 

Haltestelle: Kirchplatz 



Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Mafia-Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen" 

Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 

Im „Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen" ist die Bekämpfung der Or­

ganisierten Kriminalität als Schwerpunkt der Inneren Sicherheit definiert. 

Nach Auffassung der Landesregierung stellt die Bekämpfung der Organi­

sierten Kriminalität eine der größten Herausforderungen für die Sicher­

heits- und Strafverfolgungsbehörden dar. Die Kriminalitätsbekämpfung in 

diesem Bereich ist daher - unabhängig von dem konkreten Betätigungs­

feld - von herausgehobener Bedeutung und gehört zu den Kernanliegen 

der Landesregierung. Der Akzentuierung des „Zukunftsvertrags für Nord­

rhein-Westfalen" folgend, stellen insbesondere die Phänomenbereiche 

der Clankriminalität, Rockerkriminalität und Italienischen Organisierten 

Kriminalität sowie die Bekämpfung der Geldwäsche und das Abschöpfen 

inkriminierter Vermögenswerte kriminalstrategische Schwerpunkte dar. 

Organisierte Kriminalität ist seit jeher ein dynamisches, vielschichtiges 

und komplexes Phänomen. Die wesentlichen gesellschaftlichen Verän­

derungsprozesse - Globalisierung, Internationalisierung und Digitalisie­

rung - verändern auch die Tatbegehungsweisen der Organisierten Krimi­

nalität spürbar und nachhaltig. In diesem Kontext ist beispielsweise das 

Phänomen „Violence-as-a-Service" zu nennen, bei dem Gruppierungen 

der Organisierten Kriminalität die Vorbereitung und Durchführung von 

Drohungen oder Gewalthandlungen gegen Bezahlung an Dritte ausla­

gern. Häufig werden hierzu Minderjährige oder junge Täter über Online­

Plattformen oder Messengerdienste angeworben, die die entsprechen­

den Straftaten gegen Bezahlung ausführen. 
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Von der Mitteilung struktureller Erkenntnisse zu Entwicklungen in Feldern 

der Organisierten Kriminalität oder zu Ermittlungserkenntnissen in Einzel­

fällen in Bezug auf Präsenz, Modus Operandi und Geldwäsche-Struktu­

ren, die über die in den entsprechenden polizeilichen Lagebildern auf 

Landes- und Bundesebene enthaltenen Informationen hinausgehen, 

sieht die Landesregierung ab. Die Bekanntgabe würde die Gefahr bergen, 

dass etwaige Tatverdächtige Rückschlüsse auf den Stand der Ermittlun­

gen sowie auf Verfahrensweisen und Methoden der Strafverfolgungsbe­

hörden ziehen könnten und damit staatliches Handeln bei der Bekämp­

fung der Organisierten Kriminalität berechenbar wäre. 

Die Landesregierung verfolgt bereits seit mehreren Jahren den Gedan­

ken der Zentralisierung in herausgehobenen Kriminalitätsbereichen. 

Durch die im Jahr 2020 eingerichtete Zentral- und Ansprechstelle für die 

Verfolgung Organisierter Straftaten (ZeOS NRW) und weitere Schwer­

punktstaatsanwaltschaften für die Verfolgung Organisierter Kriminalität 

und für Vermögensabschöpfung hat die Landesregierung sichergestellt, 

dass - sofern bezirksübergreifende, länderübergreifende oder internatio­

nale Tatzusammenhänge erkennbar sind - eine zentrale Aufgabenwahr­

nehmung bei der Strafverfolgung erfolgt, um auf diese Weise Erkennt­

nisse zu bündeln, neue Ermittlungsansätze zu gewinnen und dem Leit­

motiv Organisierter Kriminalität wirksam zu begegnen, indem Taterträge 

konsequent abgeschöpft werden. Jüngst hat die Landesregierung die 

Zentral- und Ansprechstelle für die Verfolgung von Wirtschafts- und Fi­

nanzkriminalität (ZeFin NRW) eingerichtet, die am 01.07.2025 ihre Tätig­

keit aufgenommen hat, um gemeinsam mit weiteren Schwerpunktstaats­

anwaltschaften eine noch effektivere Bekämpfung der Wirtschafts- und 
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Finanzkriminalität sowie der Finanzierungsquellen von Organisierter Kri­

minalität und Terrorismus sicherzustellen. Die Zentralstellen tragen dafür 

Sorge, dass neue Kriminalitätsphänomene im Bereich der Organisierten 

(Wirtschafts-)Kriminalität frühzeitig erkannt und im Blick gehalten werden. 

Zugleich bündeln sie als landesweite Ansprechstellen dahingehendes 

Fachwissen und tragen dieses anlässlich der ihnen zukommenden Mit­

wirkung bei Aus- und Fortbildungsmaßnahmen in die Breite. 

Im Übrigen obliegen die Prüfung strafrechtlich relevanter Sachverhalte 

und die Entscheidungshoheit über die Ermittlungen im Geschäftsbereich 

des Ministeriums der Justiz ausschließlich den inhaltlich unabhängigen 

Staatsanwaltschaften. 

Dem Gedanken der Vernetzung und Zentralisierung in herausgehobenen 

Kriminalitätsbereichen folgend, gewährleistet die im Jahr 2018 eingerich­

tete Task Force „Ressortübergreifende Bekämpfung von Finanzierungs­

quellen Organisierter Kriminalität und Terrorismus" eine enge Zusam­

menarbeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Steuerfahndung, Po­

lizei und Staatsanwaltschaft, um im Sinne des Ansatzes „follow-the-mo­

ney" Finanzermittlungen und Vermögensabschöpfungen als wichtige Ele­

mente der nachhaltigen Strafverfolgung zur Schwächung von Strukturen 

der Organisierten Kriminalität durchzuführen. U. a. gründete die Task 

Force das Projekt HAIFINS (Hawala Informal Financial System), im Rah­

men dessen mit einer Vielzahl von nationalen und internationalen Koope­

rations- und Netzwerkpartnern das Kriminalitätsphänomen des Hawala 

Bankings aus kriminalfachlicher, rechtlicher und operativer Sicht analy­

siert und Ermittlungsmaßnahmen, identifizierte Best Practice-Ansätze 

und Handlungsempfehlungen im Kontext informeller Finanztransfersys­

teme entwickelt wurden. 
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Beim Ministerium der Finanzen liegt die Zuständigkeit für die Fachaufsicht 

über die nordrhein-westfälischen Bezirksregierungen als Geldwäscheauf­

sichtsbehörden für Verpflichtete des Nichtfinanzsektors nach § 50 Nr. 9 

i.V.m. § 2 Abs. 1 Nrn. 6, 8, 13, 14, 16 Geldwäschegesetz (GwG). 

Die Bezirksregierungen nehmen geldwäscheaufsichtsrechtliche Maßnah­

men auf Basis risikoorientiert festgelegter Prüfstrategien im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit vor und melden Auffälligkeiten bzw. Phänomene an die 

Fachaufsicht. 

Soweit die Aufsichtsbehörden im Rahmen der geldwäscherechtlich vor­

gesehenen Kontrollen Verstöße gegen die Einhaltung der Sorgfaltspflich­

ten oder sonstige geldwäscherechtliche Pflichten nach dem GwG feststel­

len, werden Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet. 

Die Finanzverwaltung besitzt die Strafverfolgungskompetenz für Steuer­

hinterziehung, jedoch nicht für das Delikt der Geldwäsche. Die Finanzver­

waltung verfolgt dabei aber einen ganzheitlichen Ansatz, nach dem bei 

der Ermittlung von Steuerhinterziehung auch der Bereich der Geldwä­

sche im Blick behalten wird. 

Im Landesamt zur Bekämpfung der Finanzkriminalität wurde daher ein 

eigenes Sachgebiet zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinan­

zierung und schwerer Finanzkriminalität eingerichtet. 

Die Polizei Nordrhein-Westfalen führt regelmäßig Ermittlungsverfahren 

wegen des Verdachts der Geldwäsche, u. a. mit Bezügen zu Gastrono­

miebetrieben, zum Kraftfahrzeughandel sowie zum An- und Verkauf von 

Immobilien. Diese resultieren zumeist aus Geldwäscheverdachtsmeldun­

gen der Verpflichteten nach dem GwG, Erkenntnissen aus anderen Er­

mittlungsverfahren oder auf Grund von Hinweisen, u. a. von Dritten, wie 
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beispielsweise den Aufsichtsbehörden über den Finanz- und Nichtfinanz­

sektor. Dabei sind verfahrensintegrierte Finanzermittlungen als Bestand­

teil laufender Ermittlungsverfahren etabliert. 

Da die zunehmende Nutzung von Kryptowerten zur Verschleierung der 

illegalen Herkunft von Vermögenswerten eine wachsende Herausforde­

rung bei der Abschöpfung inkriminierter Gewinne darstellt, hat die Lan­

desregierung bereits 2021 diesbezüglichen Regelungsbedarf erkannt und 

mit den Richtlinien über Finanzermittlungen der Strafverfolgungsbehör­

den zur Abschöpfung kriminell erlangten Vermögens und zur Bekämp­

fung der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung sowie zur Aufklärung 

anderer Straftaten von erheblicher Bedeutung (FERL; RdErl. d. IM NRW, 

d. FM NRW, d. JM NRW v. 13.10.2021) eine grundsätzliche Regelung 

geschaffen. 

Aus Sicht der Landesregierung erfordert die fortschreitende Digitalisie­

rung kontinuierlich Anpassungen der kriminalpolizeilichen Arbeit. Dies gilt 

insbesondere für die Thematik der digitalen Finanzermittlungen. In den 

zurückliegenden Jahren hat sich die Fachexpertise stark erhöht. So sind 

seit 2019 für die Polizei Nordrhein-Westfalen verschiedene Lizenzen für 

Tools zur Transaktionsverfolgung von Kryptowerten beschafft worden. 

Entsprechendes Fachwissen wird im Landeskriminalamt Nordrhein­

Westfalen gebündelt und seitens der dortigen Mitarbeiterinnen und Mitar­

beiter im Rahmen landesweiter Fortbildungsveranstaltungen in die Flä­

che getragen. Zudem informieren diese die Kreispolizeibehörden vor Ort 

über Möglichkeiten digitaler Finanzermittlungen. Dieses Angebot wird 

durch die Kreispolizeibehörden gemäß § 4 KHSt-VO komplettiert, da sie 

eigenverantwortlich digitale Finanzermittlungen durchführen und Bera­

tungs- und Unterstützungsleistungen gegenüber den übrigen Kreispoli­

zeibehörden anbieten. Insofern ist eine Struktur gegeben, welche eine ef­

fiziente und sachgerechte Durchführung von Finanzermittlungen nicht nur 

im Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, sondern auch dezentral in 

Seite 6 von 8 



Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

den Kreispolizeibehörden ermöglicht. Hinzu kommt, dass die Landesre­

gierung zuletzt mit dem Maßnahmenpaket zu Sicherheit, Migration und 

Prävention in Nordrhein-Westfalen unter anderem den Aufgabenbereich 

der digitalen Finanzermittlungen durch die Schaffung von 15 Planstellen 

für Verwaltungsbeamtinnen und Verwaltungsbeamte gestärkt hat. 

Insbesondere international agierende Tätergruppierungen der Organi­

sierten Kriminalität im Bereich des Rauschgifthandels nutzen zur Kom­

munikation vielfach verschlüsselte Messengerdienste. Durch ausländi­

sche Strafverfolgungsbehörden konnten Kommunikationsdaten der ver­

schlüsselten Messengerdienste EncroChat, ANOM, SkyECC und EXCLU 

gesichert sowie entschlüsselt werden. Das Landeskriminalamt Nordrhein­

Westfalen koordirJiert seit dem Jahr 2020 zentral u. a. die polizeilichen 

Maßnahmen zur Auswertung und weiteren Sachbearbeitung bezüglich 

der nach Nordrhein-Westfalen im Sachzusammenhang übermittelten Da­

ten. Dies erfolgte auf Grund der erheblichen Arbeitsaufwände zunächst 

im Rahmen einer sogenannten Besonderen Aufbauorganisation. Da die 

Bearbeitung dieser Daten eine dauerhafte Herausforderung für die Polizei 

Nordrhein-Westfalen darstellen dürfte, wurde für diese Aufgabe zwi­

schenzeitlich in der Abteilung 1 des Landeskriminalamtes Nordrhein­

Westfalen, dort im Dezernat 14, das Teildezernat 14.1 „Operative Aus­

wertung und Analyse; kryptierte Täterkommunikation" eingerichtet. Die 

Ermittlungsverfahren im Kontext kryptierter Täterkommunikation führen 

grundsätzlich die Kreispolizeibehörden gemäß § 2 KHSt-VO sowie die 

Kreispolizeibehörde Oberhausen. 

In Nordrhein-Westfalen wurden infolge der oben erläuterten Entschlüsse­

lung von Kommunikationsdaten bislang annähernd 2 500 Ermittlungsver­

fahren - davon 55 Ermittlungsverfahren der Organisierten Kriminalität -

eingeleitet sowie etwa 250 bereits in Bearbeitung befindliche Ermittlungs­

komplexe mit diesen Daten angereichert. Es wurden etwa 500 Haftbe­

fehle vollstreckt und Vermögensarreste über 100 Millionen Euro erlassen. 
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Die Überwachung der Kommunikation von Tatverdächtigen stellt eine ele­

mentare polizeiliche Maßnahme zur Verhütung und Aufklärung von Straf­

taten dar, die ebenso in Bezug auf Vermögenswerte entscheidende Hin­

weise liefern kann. Die Nutzung kryptierter Kommunikation seitens der 

Tatverdächtigen erschwert die Umsetzung entsprechender Überwa­

chungsmaßnahmen, so dass eine Anpassung der technischen Möglich­

keiten in immer kürzer werdenden Innovationszyklen erforderlich ist. 

Demzufolge entwickelt die Polizei Nordrhein-Westfalen diese kontinuier­

lich fort. 

Das Lagebild Organisierte Kriminalität 2024 des Landeskriminalamtes 

Nordrhein-Westfalen wird, nach Abschluss der Maßnahmen zur Quali­

tätssicherung, noch im laufenden Jahr 2025 veröffentlicht. 
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